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10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945
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1. VwGVG § 28 heute

2. VwGVG § 28 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. VwGVG § 28 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch

W164 2016503-2/9E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. Rotraut LEITNER als Einzelrichterin über die Beschwerde des

Herrn XXXX, geb. XXXX, STA Deutschland, gegen den Bescheid der Pensionsversicherungsanstalt, Hauptstelle Wien,

vom 11.12.2014, Zl. HVBA-5900 XXXX, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr.
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Rotraut LEITNER als Einzelrichterin über die Beschwerde des Herrn römisch 40 , geb. römisch 40 , STA Deutschland,

gegen den Bescheid der Pensionsversicherungsanstalt, Hauptstelle Wien, vom 11.12.2014, Zl. HVBA-5900 römisch 40 ,

zu Recht erkannt:

A)

Der angefochtene Bescheid wird gemäß § 28 Abs. 3, 2. Satz Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) idgF

aufgehoben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Pensionsversicherungsanstalt

zurückverwiesen.Der angefochtene Bescheid wird gemäß Paragraph 28, Absatz 3, 2, Satz

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) idgF aufgehoben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen

Bescheides an die Pensionsversicherungsanstalt zurückverwiesen.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdeführer (im Folgenden BF) brachte bei der Pensionsversicherungsanstalt (im Folgenden PVA) am

05.07.2013 einen Antrag auf Selbstversicherung in der Pensionsversicherung für Zeiten der PIege der nahen

Angehörigen XXXX ein.1. Der Beschwerdeführer (im Folgenden BF) brachte bei der Pensionsversicherungsanstalt (im

Folgenden PVA) am 05.07.2013 einen Antrag auf Selbstversicherung in der Pensionsversicherung für Zeiten der PIege

der nahen Angehörigen römisch 40 ein.

2. Mit Bescheid vom 15.07.2013 hat die PVA den Anspruch des BF auf Selbstversicherung in der Pensionsversicherung

gemäß § 18b ASVG für Zeiten der PIege der nahen Angehörigen XXXX ab 01.07.2012 anerkannt.2. Mit Bescheid vom

15.07.2013 hat die PVA den Anspruch des BF auf Selbstversicherung in der Pensionsversicherung gemäß Paragraph 18

b, ASVG für Zeiten der Pflege der nahen Angehörigen römisch 40 ab 01.07.2012 anerkannt.

3. Mit Bescheid vom 02.12.2014 hat die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft, Landesstelle Tirol, den

Anspruch des BF auf Alterspension ab 01.11.2014 anerkannt.

4. Mit dem nun angefochtenen Bescheid vom 11.12.2014, HVBA-5900 XXXX,sprach die PVA das Ende der

Selbstversicherung des BF in der Pensionsversicherung für Zeiten der PIege naher Angehöriger gemäß § 18b ASVG ab

31.10.2014 aus.4. Mit dem nun angefochtenen Bescheid vom 11.12.2014, HVBA-5900 römisch 40 ,sprach die PVA das

Ende der Selbstversicherung des BF in der Pensionsversicherung für Zeiten der PIege naher Angehöriger gemäß

Paragraph 18 b, ASVG ab 31.10.2014 aus.

Begründend führte die belangte Behörde aus, dass beim BF ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine

laufende eigene Leistung aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung vorliege. Es bestehe daher kein

sozialversicherungsrechtlicher Nachteil, da die Erwerbstätigkeit weder eingeschränkt noch beendet werden habe

müssen.

5. Gegen den Bescheid vom 11.12.2014 erhob der BF fristgerecht Beschwerde und brachte diese ursprünglich beim

Bundesverwaltungsgericht ein. Mit Schreiben vom 30.12.2014 wurde die Beschwerde innerhalb der Beschwerdefrist

zuständigkeitshalber gemäß § 6 AVG iVm § 17 VwGVG an die PVA weitergeleitet.5. Gegen den Bescheid vom 11.12.2014

erhob der BF fristgerecht Beschwerde und brachte diese ursprünglich beim Bundesverwaltungsgericht ein. Mit

Schreiben vom 30.12.2014 wurde die Beschwerde innerhalb der Beschwerdefrist zuständigkeitshalber gemäß

Paragraph 6, AVG in Verbindung mit Paragraph 17, VwGVG an die PVA weitergeleitet.

Der BF bestätigt in seiner Beschwerde, dass er mit 2.12.2014 erstmals eine Alterspension ausbezahlt erhalten hätte

sollen, dass ihm weiters eine deutsche Rente bezahlt werde und dass ihm zusätzlich eine Ausgleichszulage gewährt

werden würde. Die gesamte erste Zahlung der SVA sei aber gleich gepfändet und an die PVA überwiesen worden. Dem

BF entstehe durch die von der PVA ausgesprochene Beendigung der Selbstversicherung gem. § 18b ASVG ein

sozialversicherungsrechtlicher Nachteil, da eine Fortsetzung der Selbstversicherung seinen Pensionsanspruch erhöhen

könne. Auf diesem Weg würde sich die ihm nun zu gewährende Ausgleichszulage sogar verringern. Der BF sei nun

gezwungen, die von ihm betreute Person in ein PIegeheim zu geben - was Steuergelder beanspruche - und einen
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Nebenjob anzunehmen, um eine Erhöhung seiner Pensionsanwartschaft zu erreichen.Der BF bestätigt in seiner

Beschwerde, dass er mit 2.12.2014 erstmals eine Alterspension ausbezahlt erhalten hätte sollen, dass ihm weiters eine

deutsche Rente bezahlt werde und dass ihm zusätzlich eine Ausgleichszulage gewährt werden würde. Die gesamte

erste Zahlung der SVA sei aber gleich gepfändet und an die PVA überwiesen worden. Dem BF entstehe durch die von

der PVA ausgesprochene Beendigung der Selbstversicherung gem. Paragraph 18 b, ASVG ein

sozialversicherungsrechtlicher Nachteil, da eine Fortsetzung der Selbstversicherung seinen Pensionsanspruch erhöhen

könne. Auf diesem Weg würde sich die ihm nun zu gewährende Ausgleichszulage sogar verringern. Der BF sei nun

gezwungen, die von ihm betreute Person in ein PIegeheim zu geben - was Steuergelder beanspruche - und einen

Nebenjob anzunehmen, um eine Erhöhung seiner Pensionsanwartschaft zu erreichen.

6. In ihrem Vorlagebericht an das Bundesverwaltungsgericht verwies die PVA auf die Erläuterungen zu § 18b ASVG,

denen zu entnehmen sei, dass der Zweck der Einführung des § 18b ASVG darin bestanden habe, für solche

PIegepersonen eine Lücke zu schließen, die nicht unmittelbar vor Aufnahme der PIege der Versichertengemeinschaft

als PIichtversicherte angehört haben und auch die begünstigte Selbstversicherung nach § 18a ASVG nicht in Anspruch

nehmen können. Die durch § 18b bewirkte Begünstigung bestehe darin, dass für diese Selbstversicherung keine

Beiträge zu zahlen sind, sondern diese zur Gänze vom Bund getragen werden. In § 18b ASVG seien zwar keine

Ausschlussgründe explizit angeordnet. Jedoch ergebe sich aus den Erläuterungen zur Regierungsvorlage, dass es

Intention des Gesetzgebers gewesen sei, für die Erfüllung der Mindestversicherungszeit nach § 4 Abs. 1 APG, auch die

Zeiten dieser neuen Selbstversicherung als Versicherungsmonate aufgrund einer Erwerbstätigkeit zu berücksichtigen.

Es könne aber nicht Ziel des § 18b ASVG sein, dass auch Bezieher von Eigenpensionen diese begünstigte

Selbstversicherung in Anspruch nehmen können.6. In ihrem Vorlagebericht an das Bundesverwaltungsgericht verwies

die PVA auf die Erläuterungen zu Paragraph 18 b, ASVG, denen zu entnehmen sei, dass der Zweck der Einführung des

Paragraph 18 b, ASVG darin bestanden habe, für solche PIegepersonen eine Lücke zu schließen, die nicht unmittelbar

vor Aufnahme der PIege der Versichertengemeinschaft als PIichtversicherte angehört haben und auch die

begünstigte Selbstversicherung nach Paragraph 18 a, ASVG nicht in Anspruch nehmen können. Die durch Paragraph

18 b, bewirkte Begünstigung bestehe darin, dass für diese Selbstversicherung keine Beiträge zu zahlen sind, sondern

diese zur Gänze vom Bund getragen werden. In Paragraph 18 b, ASVG seien zwar keine Ausschlussgründe explizit

angeordnet. Jedoch ergebe sich aus den Erläuterungen zur Regierungsvorlage, dass es Intention des Gesetzgebers

gewesen sei, für die Erfüllung der Mindestversicherungszeit nach Paragraph 4, Absatz eins, APG, auch die Zeiten dieser

neuen Selbstversicherung als Versicherungsmonate aufgrund einer Erwerbstätigkeit zu berücksichtigen. Es könne aber

nicht Ziel des Paragraph 18 b, ASVG sein, dass auch Bezieher von Eigenpensionen diese begünstigte

Selbstversicherung in Anspruch nehmen können.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Der BF war aufgrund der PIege seiner nahen Angehörigen XXXX ab 1.7.2012 zur Selbstversicherung in der

Pensionsversicherung gemäß § 18b ASVG berechtigt. Seit 1.11.2014 bezieht der BF eine Alterspension.Der BF war

aufgrund der PIege seiner nahen Angehörigen römisch 40 ab 1.7.2012 zur Selbstversicherung in der

Pensionsversicherung gemäß Paragraph 18 b, ASVG berechtigt. Seit 1.11.2014 bezieht der BF eine Alterspension.

2. Beweiswürdigung:

Der Sachverhalt ist soweit hier wesentlich unbestritten. Die Abhaltung einer mündlichen Verhandlung wurde nicht

beantragt und erscheint auch nicht geboten.

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu A)

§ 414 Abs. 1 ASVG normiert die Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts zur Entscheidung über Beschwerden

gegen Bescheide eines Versicherungsträgers.Paragraph 414, Absatz eins, ASVG normiert die Zuständigkeit des

Bundesverwaltungsgerichts zur Entscheidung über Beschwerden gegen Bescheide eines Versicherungsträgers.

Gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte über Beschwerden gegen den Bescheid einer

Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit.Gemäß Artikel 130, Absatz eins, ZiKer eins, B-VG erkennen die

Verwaltungsgerichte über Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit.
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Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder

Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.Gemäß Paragraph 6, BVwGG entscheidet das

Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch

Senate vorgesehen ist.

Gemäß § 414 Abs. 2 ASVG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht nur in Angelegenheiten nach § 410 Abs. 1 Z 1, 2

und 6 bis 9 und nur auf Antrag einer Partei durch einen Senat. Die vorliegende Angelegenheit ist nicht von dieser

Bestimmung erfasst. Gegenständlich liegt somit EinzelrichterInnenzuständigkeit vor.Gemäß Paragraph 414, Absatz 2,

ASVG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht nur in Angelegenheiten nach Paragraph 410, Absatz eins, ZiKer eins,

2 und 6 bis 9 und nur auf Antrag einer Partei durch einen Senat. Die vorliegende Angelegenheit ist nicht von dieser

Bestimmung erfasst. Gegenständlich liegt somit EinzelrichterInnenzuständigkeit vor.

Gemäß § 9 Abs. 2 Z 1 VwGVG ist belangte Behörde in den Fällen des Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG jene Behörde, die den

angefochtenen Bescheid erlassen hat - vorliegend sohin die PVA.Gemäß Paragraph 9, Absatz 2, ZiKer eins, VwGVG ist

belangte Behörde in den Fällen des Artikel 130, Absatz eins, ZiKer eins, B-VG jene Behörde, die den angefochtenen

Bescheid erlassen hat - vorliegend sohin die PVA.

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über

Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,

die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,

BGBl. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene

verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in

dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden

gehabt hätte.Gemäß Paragraph 17, VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das

Verfahren über Beschwerden gemäß Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der

Paragraphen eins bis 5 sowie des römisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,

Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und

des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984,, und im Übrigen jene

verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in

dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden

gehabt hätte.

Gegenstand des Beschwerdeverfahrens:

Gegenstand des Beschwerdeverfahrens ist ausschließlich jene Entscheidung, die mit dem erstinstanzlichen Bescheid

getroKenen wurde. Die Beschwerdeinstanz darf in einer Angelegenheit, die nicht Gegenstand des erstinstanzlichen

Verfahrens bzw. Gegenstand der bekämpften erstinstanzlichen Entscheidung gewesen ist, nicht erkennen, da ihr dazu

die funktionelle Zuständigkeit fehlt (vgl. VwGH 2008/09/0362 vom 15.10.2009). Vor diesem Hintergrund ist Gegenstand

des hier anhängigen Beschwerdeverfahrens die Frage der rechtmäßigen Beendigung der Berechtigung zur

Selbstversicherung in der Pensionsversicherung nach § 18b ASVG. Auf die Behauptung des BF, seine erste

Pensionszahlung sei auf unzulässige Weise gepfändet worden, ist nicht einzugehen.Gegenstand des

Beschwerdeverfahrens ist ausschließlich jene Entscheidung, die mit dem erstinstanzlichen Bescheid getroKenen

wurde. Die Beschwerdeinstanz darf in einer Angelegenheit, die nicht Gegenstand des erstinstanzlichen Verfahrens

bzw. Gegenstand der bekämpften erstinstanzlichen Entscheidung gewesen ist, nicht erkennen, da ihr dazu die

funktionelle Zuständigkeit fehlt vergleiche VwGH 2008/09/0362 vom 15.10.2009). Vor diesem Hintergrund ist

Gegenstand des hier anhängigen Beschwerdeverfahrens die Frage der rechtmäßigen Beendigung der Berechtigung zur

Selbstversicherung in der Pensionsversicherung nach Paragraph 18 b, ASVG. Auf die Behauptung des BF, seine erste

Pensionszahlung sei auf unzulässige Weise gepfändet worden, ist nicht einzugehen.

In der Sache:

Gemäß § 18b Abs. 1 ASVG in der anzuwendenden Fassung können sich Personen, die einen nahen Angehörigen oder

eine nahe Angehörige mit Anspruch auf PIegegeld zumindest in Höhe der Stufe 3 nach § 5 des

BundespIegegeldgesetzes oder nach den Bestimmungen der LandespIegegeldgesetze unter erheblicher

Beanspruchung ihrer Arbeitskraft in häuslicher Umgebung pIegen, solange sie während des Zeitraumes dieser

PIegetätigkeit ihren Wohnsitz im Inland haben, in der Pensionsversicherung selbstversichern. Je PIegefall kann nur
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eine Person selbstversichert sein. Die PIege in häuslicher Umgebung wird durch einen zeitweiligen stationären

PIegeaufenthalt der pIegebedürftigen Person nicht unterbrochen.Gemäß Paragraph 18 b, Absatz eins, ASVG in der

anzuwendenden Fassung können sich Personen, die einen nahen Angehörigen oder eine nahe Angehörige mit

Anspruch auf PIegegeld zumindest in Höhe der Stufe 3 nach Paragraph 5, des BundespIegegeldgesetzes oder nach

den Bestimmungen der LandespIegegeldgesetze unter erheblicher Beanspruchung ihrer Arbeitskraft in häuslicher

Umgebung pIegen, solange sie während des Zeitraumes dieser PIegetätigkeit ihren Wohnsitz im Inland haben, in der

Pensionsversicherung selbstversichern. Je PIegefall kann nur eine Person selbstversichert sein. Die PIege in

häuslicher Umgebung wird durch einen zeitweiligen stationären PIegeaufenthalt der pIegebedürftigen Person nicht

unterbrochen.

Gemäß § 18b Abs. 1a ASVG ist die Selbstversicherung für die Zeit einer Pflichtversicherung nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. j ASVG

auf Grund des Bezuges eines aliquoten PIegekarenzgeldes ausgeschlossen.Gemäß Paragraph 18 b, Absatz eins a,

ASVG ist die Selbstversicherung für die Zeit einer PIichtversicherung nach Paragraph 8, Absatz eins, ZiKer 2, Litera j,

ASVG auf Grund des Bezuges eines aliquoten Pflegekarenzgeldes ausgeschlossen.

Gemäß § 18b Abs. 2 ASVG beginnt die Selbstversicherung mit dem Zeitpunkt, den die pIegende Person wählt,

frühestens mit dem ersten Tag des Monats, in dem die PIege aufgenommen wird, spätestens jedoch mit dem

Monatsersten, der dem Tag der Antragstellung folgt.Gemäß Paragraph 18 b, Absatz 2, ASVG beginnt die

Selbstversicherung mit dem Zeitpunkt, den die pIegende Person wählt, frühestens mit dem ersten Tag des Monats, in

dem die Pflege aufgenommen wird, spätestens jedoch mit dem Monatsersten, der dem Tag der Antragstellung folgt.

Gemäß § 18b Abs. 3 ASVG endet die Selbstversicherung mit dem Ende des Kalendermonats, in dem die PIegetätigkeit

oder eine sonstige Voraussetzung nach Abs. 1 weggefallen ist oder in dem die pIegende Person den Austritt aus dieser

Versicherung erklärt hat.Gemäß Paragraph 18 b, Absatz 3, ASVG endet die Selbstversicherung mit dem Ende des

Kalendermonats, in dem die PIegetätigkeit oder eine sonstige Voraussetzung nach Absatz eins, weggefallen ist oder in

dem die pflegende Person den Austritt aus dieser Versicherung erklärt hat.

Gemäß § 18b Abs. 4 ASVG hat der Versicherungsträger ab dem Beginn der Selbstversicherung folgenden Kalenderjahr

regelmäßig festzustellen, ob die Voraussetzungen für die Selbstversicherung noch gegeben sind. Die selbstversicherte

Person ist verpIichtet, das Ende der PIegetätigkeit innerhalb von zwei Wochen dem Versicherungsträger zu

melden.Gemäß Paragraph 18 b, Absatz 4, ASVG hat der Versicherungsträger ab dem Beginn der Selbstversicherung

folgenden Kalenderjahr regelmäßig festzustellen, ob die Voraussetzungen für die Selbstversicherung noch gegeben

sind. Die selbstversicherte Person ist verpIichtet, das Ende der PIegetätigkeit innerhalb von zwei Wochen dem

Versicherungsträger zu melden.

Im vorliegenden Fall ist zu klären, ob der dem BF bescheidmäßig zuerkannte Anspruch auf eine laufende eigene

Leistung aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung seine Berechtigung zur Selbstversicherung in der

Pensionsversicherung für Zeiten der PIege naher Angehöriger gemäß § 18b ASVG ausschließt.Im vorliegenden Fall ist

zu klären, ob der dem BF bescheidmäßig zuerkannte Anspruch auf eine laufende eigene Leistung aus einer

gesetzlichen Pensionsversicherung seine Berechtigung zur Selbstversicherung in der Pensionsversicherung für Zeiten

der Pflege naher Angehöriger gemäß Paragraph 18 b, ASVG ausschließt.

Die in § 18b Abs 3 ASVG ausdrücklich normierten Endigungsgründe zielen gemäß dem Wortlaut dieser Bestimmung auf

die Beendigung insbesondere des Inlandswohnsitzes, auf die Beendigung der Betreuung in häuslicher Umgebung und

auch auf die Beendigung der Angehörigeneigenschaft ab. Dazu kommt der Austritt der bisher selbstversicherten

Person (vgl. Pfeil in Mosler/Müller/Pfeil, Der SV-Komm § 18a (Stand: 1.8.2015, rdb.at).Die in Paragraph 18 b, Absatz 3,

ASVG ausdrücklich normierten Endigungsgründe zielen gemäß dem Wortlaut dieser Bestimmung auf die Beendigung

insbesondere des Inlandswohnsitzes, auf die Beendigung der Betreuung in häuslicher Umgebung und auch auf die

Beendigung der Angehörigeneigenschaft ab. Dazu kommt der Austritt der bisher selbstversicherten Person vergleiche

Pfeil in Mosler/Müller/Pfeil, Der SV-Komm Paragraph 18 a, (Stand: 1.8.2015, rdb.at).

Dass ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine laufende Leistung aus der gesetzlichen Pensionsversicherung

die Berechtigung zur Selbstversicherung gemäß § 18b ASVG ausschließen würde, ordnet § 18b selbst nicht

ausdrücklich an.Dass ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine laufende Leistung aus der gesetzlichen

Pensionsversicherung die Berechtigung zur Selbstversicherung gemäß Paragraph 18 b, ASVG ausschließen würde,

ordnet Paragraph 18 b, selbst nicht ausdrücklich an.
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Wie Pfeil in Mosler/Müller/Pfeil, Der SV-Komm § 18a (Stand: 1.8.2015, rdb.at) in RZ1 zur § 18b ASVG ausführt, bestand

vor der Einführung des § 18b ASVG (BGBl I 2005/132) für pIegende Angehörige lediglich die Möglichkeit einer

Weiterversicherung nach § 17 ASVG, die dadurch begünstigt war, dass der Bund den Nktiven Dienstgeberanteil für die

Beiträge zur Pensionsversicherung übernahm, wenn der/die Weiterversicherte eine Person betreute, die ein PIegegeld

zumindest der Stufe 3 bezog.Wie Pfeil in Mosler/Müller/Pfeil, Der SV-Komm Paragraph 18 a, (Stand: 1.8.2015, rdb.at) in

RZ1 zur Paragraph 18 b, ASVG ausführt, bestand vor der Einführung des Paragraph 18 b, ASVG (BGBl römisch eins

2005/132) für pIegende Angehörige lediglich die Möglichkeit einer Weiterversicherung nach Paragraph 17, ASVG, die

dadurch begünstigt war, dass der Bund den Nktiven Dienstgeberanteil für die Beiträge zur Pensionsversicherung

übernahm, wenn der/die Weiterversicherte eine Person betreute, die ein Pflegegeld zumindest der Stufe 3 bezog.

Für PIegepersonen, die nicht unmittelbar vor der Aufnahme der PIege der Versichertengemeinschaft als

PIichtversicherte angehört haben, und auch die begünstigte Selbstversicherung nach § 18a ASVG nicht in Anspruch

nehmen konnten, sollte mit der SchaKung des § 18b ASVG eine sich aus der bis dahin geltenden Rechtslage ergebende

"Lücke" geschlossen werden. Die Begünstigung besteht nun darin, dass für diese Selbstversicherung keine Beiträge zu

zahlen sind, sondern diese zur Gänze vom Bund getragen werden.Für PIegepersonen, die nicht unmittelbar vor der

Aufnahme der PIege der Versichertengemeinschaft als PIichtversicherte angehört haben, und auch die begünstigte

Selbstversicherung nach Paragraph 18 a, ASVG nicht in Anspruch nehmen konnten, sollte mit der SchaKung des

Paragraph 18 b, ASVG eine sich aus der bis dahin geltenden Rechtslage ergebende "Lücke" geschlossen werden. Die

Begünstigung besteht nun darin, dass für diese Selbstversicherung keine Beiträge zu zahlen sind, sondern diese zur

Gänze vom Bund getragen werden.

Wie aus den erläuternden Bemerkungen 1111 der Beilagen XXII. GP zu § 18b ASVG in der Stammfassung BGBl. I Nr.

132/2005 hervorgeht, sollten Zeiten dieser Selbstversicherung für die Erfüllung der Mindestversicherungszeit nach § 4

Abs. 1 APG als Versicherungsmonate aufgrund einer Erwerbstätigkeit gelten.Wie aus den erläuternden Bemerkungen

1111 der Beilagen römisch 22 . Gesetzgebungsperiode zu Paragraph 18 b, ASVG in der Stammfassung

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 132 aus 2005, hervorgeht, sollten Zeiten dieser Selbstversicherung für die Erfüllung der

Mindestversicherungszeit nach Paragraph 4, Absatz eins, APG als Versicherungsmonate aufgrund einer

Erwerbstätigkeit gelten.

Daraus ist für den vorliegenden Fall zunächst abzuleiten, dass mit § 18b ASVG eine dem § 17 vergleichbare Möglichkeit

der Selbstversicherung geschaKen werden sollte.Daraus ist für den vorliegenden Fall zunächst abzuleiten, dass mit

Paragraph 18 b, ASVG eine dem Paragraph 17, vergleichbare Möglichkeit der Selbstversicherung geschaKen werden

sollte.

Während § 17 Abs 1 ASVG die Weiterversicherung in der Pensionsversicherung aber ausschließt, sobald die

weiterversicherte Person in einer gesetzlichen Pensionsversicherung pIichtversichert ist oder einen bescheidmäßig

zuerkannten Anspruch auf eine laufende Leistung aus der gesetzlichen Pensionsversicherung haben, enthält § 18b

ASVG keine vergleichbare Ausschlussbestimmung.Während Paragraph 17, Absatz eins, ASVG die Weiterversicherung in

der Pensionsversicherung aber ausschließt, sobald die weiterversicherte Person in einer gesetzlichen

Pensionsversicherung pflichtversichert ist oder einen bescheidmäßig zuerkannten Anspruch auf eine laufende Leistung

aus der gesetzlichen Pensionsversicherung haben, enthält Paragraph 18 b, ASVG keine vergleichbare

Ausschlussbestimmung.

Die Erläuterungen 1111 der Beilagen XXII. GP zu § 18b ASVG in der Stammfassung BGBl. I Nr. 132/2005 führen im

Gegenteil unmissverständlich aus, dass die neue Selbstversicherung auch neben einer die PIichtversicherung

begründenden Erwerbstätigkeit bestehen kann, da die Selbstversicherung gemäß § 18b ASVG dann gewährt wird,

wenn die PIege bloß unter erheblicher Beanspruchung der Arbeitskraft des PIegenden vorgenommen wird, wodurch

grundsätzlich noch Raum für eine Erwerbstätigkeit bleibt.Die Erläuterungen 1111 der Beilagen römisch 22 .

Gesetzgebungsperiode zu Paragraph 18 b, ASVG in der Stammfassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 132 aus 2005,

führen im Gegenteil unmissverständlich aus, dass die neue Selbstversicherung auch neben einer die

PIichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit bestehen kann, da die Selbstversicherung gemäß Paragraph 18 b,

ASVG dann gewährt wird, wenn die PIege bloß unter erheblicher Beanspruchung der Arbeitskraft des PIegenden

vorgenommen wird, wodurch grundsätzlich noch Raum für eine Erwerbstätigkeit bleibt.

Darüber, ob die Selbstversicherung gem. § 18b ASVG auch neben einem bescheidmäßig zuerkannten Anspruch auf
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eine laufende Leistung aus der gesetzlichen Pensionsversicherung weiterbestehen kann, äußern sich auch die

genannten Erläuterungen nicht.Darüber, ob die Selbstversicherung gem. Paragraph 18 b, ASVG auch neben einem

bescheidmäßig zuerkannten Anspruch auf eine laufende Leistung aus der gesetzlichen Pensionsversicherung

weiterbestehen kann, äußern sich auch die genannten Erläuterungen nicht.

§18a ASVG, den der Gesetzgeber bei der bei der SchaKung des § 18b ASVG ebenfalls zur Orientierung herangezogen

hat, sah zur Zeit der SchaKung des BGBl. I Nr. 132/2005 in § 18a Abs 2 Z 1 ASVG einen dem § 17 Abs 1 ASVG

vergleichbaren Ausschlussgrund vor:§18a ASVG, den der Gesetzgeber bei der bei der SchaKung des Paragraph 18 b,

ASVG ebenfalls zur Orientierung herangezogen hat, sah zur Zeit der SchaKung des Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 132

aus 2005, in Paragraph 18 a, Absatz 2, ZiKer eins, ASVG einen dem Paragraph 17, Absatz eins, ASVG vergleichbaren

Ausschlussgrund vor:

§ 18a Abs 1 Z 1 ASVG in der Fassung BGBl. Nr. 20/1994, BGBl. I Nr. 1/2002, BGBl. I Nr. 142/2004, BGBl. I Nr. 132/2005

schloss die Selbstversicherung für Zeiten aus, für die eine PIichtversicherung oder Weiterversicherung in der

gesetzlichen Pensionsversicherung oder ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine laufende Leistung aus einer

eigenen gesetzlichen Pensionsversicherung bestand.Paragraph 18 a, Absatz eins, ZiKer eins, ASVG in der Fassung

Bundesgesetzblatt Nr. 20 aus 1994,, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 1 aus 2002,, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 142

aus 2004,, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 132 aus 2005, schloss die Selbstversicherung für Zeiten aus, für die eine

PIichtversicherung oder Weiterversicherung in der gesetzlichen Pensionsversicherung oder ein bescheidmäßig

zuerkannter Anspruch auf eine laufende Leistung aus einer eigenen gesetzlichen Pensionsversicherung bestand.

§ 18a Abs 2 Z 1 ASVG wurde mit der Novelle BGBl I 2015/2, in Kraft seit 1.1.2015 gänzlich aufgehoben. Gleichzeitig

wurde die in § 18a Abs 1 ASVG normierte Anspruchsvoraussetzung der "gänzlichen Beanspruchung der Arbeitskraft" in

das Erfordernis der "überwiegenden Beanspruchung der Arbeitskraft" geändert: § 18a ASVG wurde dem § 18b ASVG

angeglichen.Paragraph 18 a, Absatz 2, ZiKer eins, ASVG wurde mit der Novelle BGBl römisch eins 2015/2, in Kraft seit

1.1.2015 gänzlich aufgehoben. Gleichzeitig wurde die in Paragraph 18 a, Absatz eins, ASVG normierte

Anspruchsvoraussetzung der "gänzlichen Beanspruchung der Arbeitskraft" in das Erfordernis der "überwiegenden

Beanspruchung der Arbeitskraft" geändert: Paragraph 18 a, ASVG wurde dem Paragraph 18 b, ASVG angeglichen.

Wie Pfeil in Mosler/Müller/Pfeil, Der SV-Komm § 18a (Stand: 1.8.2015, rdb.at)in RZ 15 zu § 18a ASVG ausführt, haben

weder die Aufnahme einer pensionsversicherungspIichtigen Erwerbstätigkeit, die noch nicht als Wegfall des

Tatbestandsmerkmales "erhebliche Beanspruchung der Arbeitskraft" verstanden werden kann, noch das Entstehen

eines Eigenpensionsanspruches den Wegfall der Berechtigung zur Selbstversicherung zur Folge.Wie Pfeil in

Mosler/Müller/Pfeil, Der SV-Komm Paragraph 18 a, (Stand: 1.8.2015, rdb.at)in RZ 15 zu Paragraph 18 a, ASVG ausführt,

haben weder die Aufnahme einer pensionsversicherungspIichtigen Erwerbstätigkeit, die noch nicht als Wegfall des

Tatbestandsmerkmales "erhebliche Beanspruchung der Arbeitskraft" verstanden werden kann, noch das Entstehen

eines Eigenpensionsanspruches den Wegfall der Berechtigung zur Selbstversicherung zur Folge.

Übertragen auf den vorliegenden Fall bedeutet dies, dass die vom BF unbestritten vor dem Stichtag beantragte

Selbstversicherung gemäß § 18b ASVG aus dem Grund seines Anspruches auf eine Alterspension nicht ohne weiteres

endet.Übertragen auf den vorliegenden Fall bedeutet dies, dass die vom BF unbestritten vor dem Stichtag beantragte

Selbstversicherung gemäß Paragraph 18 b, ASVG aus dem Grund seines Anspruches auf eine Alterspension nicht ohne

weiteres endet.

Zurückverweisung:

Wie der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis 2015/04/0019 vom 24.06.2015 ausgesprochen hat, stellt die

nach § 28 Abs 3 zweiter Satz VwGVG 2014 bestehende Zurückverweisungsmöglichkeit eine Ausnahme von der

grundsätzlichen meritorischen Entscheidungszuständigkeit der Verwaltungsgerichte dar. Das mit § 28 VwGVG

insgesamt normierte System verlangt, dass von der Möglichkeit der Zurückverweisung nur bei krassen bzw besonders

gravierenden Ermittlungslücken Gebrauch gemacht wird. Eine Zurückverweisung der Sache an die

Verwaltungsbehörde zur Durchführung notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht kommen,

wenn die Verwaltungsbehörde jegliche erforderliche Ermittlungstätigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des

maßgebenden Sachverhalts (vgl § 37 AVG) lediglich völlig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder bloß

ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehörde

(etwa schwierige) Ermittlungen unterließ, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden.Wie
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der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis 2015/04/0019 vom 24.06.2015 ausgesprochen hat, stellt die nach

Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwGVG 2014 bestehende Zurückverweisungsmöglichkeit eine Ausnahme von der

grundsätzlichen meritorischen Entscheidungszuständigkeit der Verwaltungsgerichte dar. Das mit Paragraph 28, VwGVG

insgesamt normierte System verlangt, dass von der Möglichkeit der Zurückverweisung nur bei krassen bzw besonders

gravierenden Ermittlungslücken Gebrauch gemacht wird. Eine Zurückverweisung der Sache an die

Verwaltungsbehörde zur Durchführung notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht kommen,

wenn die Verwaltungsbehörde jegliche erforderliche Ermittlungstätigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des

maßgebenden Sachverhalts vergleiche Paragraph 37, AVG) lediglich völlig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder

bloß ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die

Verwaltungsbehörde (etwa schwierige) Ermittlungen unterließ, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht

vorgenommen werden.

Die bisher in erster Instanz vorgenommenen Beweisaufnahmen haben sich auf die Feststellung beschränkt, dass der

BF seit 1.11.2014 eine Alterspension bezieht und daraus den unrichtigen Schluss gezogen, dass seine Berechtigung zur

Selbstversicherung jedenfalls ende. Eine gemäß § 18b Abs 4 ASVG vom Versicherungsträger regelmäßig

vorzunehmende Überprüfung der weiteren Anspruchsvoraussetzungen ist nicht erfolgt.Die bisher in erster Instanz

vorgenommenen Beweisaufnahmen haben sich auf die Feststellung beschränkt, dass der BF seit 1.11.2014 eine

Alterspension bezieht und daraus den unrichtigen Schluss gezogen, dass seine Berechtigung zur Selbstversicherung

jedenfalls ende. Eine gemäß Paragraph 18 b, Absatz 4, ASVG vom Versicherungsträger regelmäßig vorzunehmende

Überprüfung der weiteren Anspruchsvoraussetzungen ist nicht erfolgt.

Im hier zu führenden Beschwerdeverfahren fehlen daher jegliche Beweisaufnahmen, die eine eindeutige

Beantwortung der Frage, ob die Berechtigung des BF zum 1.11.2014 geendet hat, möglich machen würde.

Die Einholung der dazu erforderlichen Beweismittel durch das Bundesverwaltungsgericht wäre im vorliegenden Fall

nicht im Interesse der Raschheit gelegen und wäre auch nicht mit erheblicher Kostenersparnis verbunden.

Der angefochtene Bescheid war daher gemäß § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG aufzuheben und die Angelegenheit zur

Erlassung eines neuen Bescheides an die Pensionsversicherungsanstalt zurückzuverweisen.Der angefochtene

Bescheid war daher gemäß Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwGVG aufzuheben und die Angelegenheit zur

Erlassung eines neuen Bescheides an die Pensionsversicherungsanstalt zurückzuverweisen.

Zu B) Zulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.Gemäß

Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der

bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.Die Revision ist gemäß

Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung

zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine

solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im gegenständlichen Fall liegt der Entscheidung die Beurteilung der Frage zugrunde, ob ein bescheidmäßig

zuerkannter Anspruch auf eine laufende eigene Leistung aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung die

Selbstversicherung in der Pensionsversicherung für Zeiten der PIege naher Angehöriger gemäß § 18b ASVG

ausschließt, wozu eine Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, in welcher diese Frage geklärt ist, fehlt, sodass

die Revision für zulässig erachtet wird.Im gegenständlichen Fall liegt der Entscheidung die Beurteilung der Frage

zugrunde, ob ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine laufende eigene Leistung aus einer gesetzlichen

Pensionsversicherung die Selbstversicherung in der Pensionsversicherung für Zeiten der PIege naher Angehöriger

gemäß Paragraph 18 b, ASVG ausschließt, wozu eine Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, in welcher diese

Frage geklärt ist, fehlt, sodass die Revision für zulässig erachtet wird.
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